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Mit uns sind Schulreformen möglich!
28.–30.3.2011: Reform-Bundestag der BMHS-Gewerkschaft

Einigkeit beim BMHS-Gewerkschaftstag! Stefan Wenka, Jürgen Rainer, Josef Gary Fuchsbauer, Roland Gangl
Foto: Dieter Reichenauer, BMHS-Gewerkschaft

Mit 100% der Stimmen sind Jürgen 
Rainer (FCG) als Vorsitzender der 
BMHS-Gewerkschaft und seine drei 
Stell vertreter Roland Gangl (FCG), 
Stefan Wenka (FSG) und Josef Gary 
Fuchsbauer (ÖLI-UG), sowie die ge-
samte Bundesleitung der BMHS-Ge-
werkschaft gewählt worden. 

Die ÖLI ist weiters durch Christine 
Mössler (HLW Graz) und Harald Sattek 
(HTL Wien 3) vertreten. Die mehr als 
70 Delegierten der drei Fraktionen ha-
ben so am BMHS-Gewerkschaftstag ein 
„Signal, dass hier eine Geschlossenheit 
herrscht“ (Rainer) für die neue 5-jährige 
Funktionsperiode gesetzt. 

„Der heutige Bundestag ist auch ein Re-
form-Bundestag dahingehend, dass erst-
malig alle wahlwerbenden Gruppierun-
gen repräsentativ im Vorstand vertreten 
sind“, bestätigte Rainer, der jüngst mit 
seiner Forderung nach einer Verkürzung 
der LehrerInnen-Wochenarbeitszeit von 
40 auf 38 Stunden auf sich aufmerksam 
gemacht hatte. Die Gewerkschaft will 
mit dieser Geschlossenheit den kom-
menden Herausforderungen betreffend 
Verhandlungen gewachsen sein. 

Christlich-soziale, sozialdemokrati-
sche und unabhängige Gewerkschafte-
rInnen stehen gemeinsam gegen dienst-
rechtli-che Verschlechterungen und für 
pädagogische Weiterentwicklungen und 
Verbesserungen ein. 

Arbeitsaufträge und Forderungen des 
Bundestages: Sozialpartnerschaftliche 
Entwicklung der Schule, gemeinsame 
Ausbildung aller österreichischen Lehre-
rInnen auf Master-Niveau, höchstmög-
liche Anerkennung von Praxiszeiten 
für das Lehramt an BMHS, Modulari-
sierung in der sozial und pädagogisch 
förderlichen Situation des Klassenver-
bandes, aber kein Kurssystem. Senkung 
der Arbeitszeit von derzeit 40 auf 38 
Stunden bei vollem Lohnausgleich.

Reform und Solidarität
In enger gemeinsamer Zusammenar-

beit der drei Fraktionen will die BMHS-
Gewerkschaft so die Weiterentwick-
lung des Bildungswesens in Österreich 
fördern und zugleich die Interessen der 
BMHS-KollegInnen verteidigen. 

Zugleich wird die Zusammenarbeit 
mit den anderen LehrerInnen-Gruppen 
ver-stärkt und gefördert. „Was andere 
LehrerInnen betrifft, betrifft uns auch“, 
betont Gary Fuchsbauer die notwendige 
Solidarität mit Pflichtschul-, AHS- und 
BerufsschullehrerInnen. „Wir sind keine 
Betonierer, aber wir stellen uns gegen 
dienstrechtliche Verschlechterungen für 
KollegInnen! Wenn es um die Verbesse-
rung und Weiterentwicklung des Bil-
dungssystems und die Minimierung der 
Klassenwiederholung geht, sind wir da-
bei“, so Stefan Wenka. 

Klassenverband und Modularisierung
Die Modularisierung sehen die Bun-

des-tagsdelegierten positiv. Bereits jetzt 
laufende Schulversuche zeigen, dass da-
durch die Zahl der Schulaussteiger und 
-versager deutlich verringert und die 
Leistungen der SchülerInnen gesteigert 
werden. Allerdings nur bei aufrech-
tem Klassenverband. Der anfängliche 
Versuch, ein Kurssystem wie auf der 
Universität aufzuziehen, bewährte sich 
nicht. Offensichtlich sind die soziale Si-
cherheit und der Zusammenhalt in der 
Klasse ein wesentlicher Teil des Schul-
erfolgs. Die BMHS-Gewerkschaft unter-
stützt die modulare Oberstufe, lehnt aber 
das flexible Kurssystem ab. Sie spricht 
sich deutlich dafür aus, Klassenverbän-
de nicht aufzulösen. 16-, 17-, 18-Jährige 
sind es gewohnt in Klassen, in Sozi-
alverbänden ihre Arbeit zu erledigen. 

Unterrichtsministerin Claudia Schmied 
hat mittlerweile klargestellt, dass der 
Klassenverband erhalten bleiben soll. 
Ihren Plan, SchülerInnen im Rahmen 
des Kurssystems Lernbegleiter zur Seite 
zu stellen, begrüßt die Gewerkschaft als 
Notwendigkeit. 

LehrerInnen-Ausbildung
In einer Resolution an GÖD und Parla-

mentarierInnen wird u.a. gefordert: 
• LehrerInnen-Ausbildung mit „Master“; 
• integrative Lehramtsstudien (gleichzei-

tig und auf einander abgestimmte fach-
liche, pädagogische und didaktische 
Ausbildung) an Universitäten und PHs;

• Errichtung von Berufspädagogischen 
Hochschulen, die auf mittlere Sicht in 
Universitäten zu integrieren sind.

• Beibehaltung der bedarfsorientierten 
Aufnahme von Fachtheorie- und Fach-
praxislehrerInnen, für die es keine in-
tegrative Ausbildung gibt;

• Anrechnung der erworbene Kenntnisse, 
Fähigkeiten und Fertigkeiten aus der 
fachlichen Erstausbildung dieser Leh-
rerInnen als Teil der Zusatzausbildung, 

• die (berufsbegleitend) mit dem Master 
of Advanced Studies abzuschließen ist. 
Diese Maßnahmen garantieren den 

ho-hen und international anerkannten 
Standard der österreichischen BMHS 
und sind deshalb als Voraussetzung für 
eine zukunftsorientierte Entwicklung 
der österreichischen Wirtschaft und des 
Staates Österreich zu sehen.
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Freiheit oder Gleichheit?
„Denn das Erbe der Aufklärung heißt Leistung.“

Begrüßungsworte des Vorsitzenden beim AHS-Bundestag

„Mut zur Leistung“ war das fcg-Motto 
des Bundestages der AHS-Gewerk-
schaft der GÖD am 4. und 5. April 2011.

Verkündet hat es der neue Vorsitzende 
und Scholik-Nachfolger Eckehard Quin 
in seiner programmatischen, mit Zitaten 
von Seneka, Perikles, Goethe und Hesse 
geschmückten Eröffnungsrede in etwa 
so: 

„Kolleginnnen und Kollegen! Wer das 
Leistungsprinzip untergräbt, der führt 
uns in eine unfreie Gesellschaft, in der 
Geburt, Geld und Gesinnung bestim-
men, Herkunft und Reichtum. Leistung 
ist die Grundlage unserer Demokratie, 
das hat schon Perikles gesagt, der Vater 
der Athener Demokratie. Der sozialstaat-
liche Gedanke ist nur durch das Leis-
tungsprinzip, dieses inhärente ethische 
Prinzip, gesichert ... 

Aber da gibt es Politiker, die vertreten 
eine egalitäre Bildungspolitik, und am 
Ende wären dann alle gleich, eingeebnet 
auf das Niveau des Schwächsten, Tri-
umph der Meinung über das Denken, wis-
sensfeindlich und realitätsverneinend …

Natürlich sind wir für Chancengerech-
tigkeit, aber das bedeutet keine Gleich-
heit der Zielerreichung. Ich bin gut 
gebaut und sportlich, aber ich könnte 
noch so viel trainieren und aus mir wird 
trotzdem kein Top-Kurzstreckenläufer. 
Die Unterschiedlichkeit der Menschen 
akzeptieren und zu begreifen als Berei-
cherung …

Das ist unser Erbe der Aufklärung: 
Leistung, unabhängig von Herkunft. 
Es gibt nur die Leistung als Kriterium 
oder den Geldbeutel. Schaut mich an, 
ich komme aus armen Verhältnissen und 
nur durch Leistung habe ich Karriere ge-
macht. 

Aber Leistung braucht eine gute Aus-
stattung des Arbeitsplatzes, Fördern und 
Fordern, Hausverstand und die autono-
me Schulentscheidung. Eine Schulorga-
nisationsdebatte bringt nichts. Deshalb 
sind wir aber keine Betonierer. Wir sind 
durchaus für Reformen. Es gibt näm-
lich eine Alternative zum differenzierten 
Schulsystem – ein noch differenzierteres 
Schulsystem! Schon Goethe hat gesagt: 
„Nichts ist entsetzlicher als Unwissen-
heit“. Und Goethe hat auch gesagt: „Frei-
heit oder Gleichheit, beides geht nicht.“

Freiheit hat Vorrang, oder alle müs-
sen die gleiche Meinung haben, eine 
Meinung, und das ist totalitär. Ich sage 
euch mit Seneca: „Wagen wir es!“ und 
mit Hermann Hesse: „Leute mit Mut und 
Charakter sind immer unheimlich.“ Sei-

en wir unheimlich. Das sollen sie im Mi-
nisterium wissen, wenn wir das Dienst-
recht verhandeln. In diesem Sinn: Glück 
auf!“
ps: Wenn sich die fcg-AHS von der Be-
grüßung durch den GÖD-Vorsitzenden 
und 2. NR-Präsidenten Neugebauer 
(ÖVP) ein Bekenntnis zur Langform der 
AHS und für das differenzierte Schul-
wesen erwartet hat, dann erwartete sie 
vergeblich. „Bildungspolitik ist mehr 
als Schulpolitik, und da gibt es auch an-
dere Probleme als die Sekundarstufe I“ 
und kein Wort mehr hat Neugebauer zur 
Schulreformdiskussion hören lassen.

Es liegt jetzt an uns allen. Vor uns liegt 
ein Fremdenrechtspaket, das Minderjäh-
rige ins Gefängnis steckt, ein Mehr an 
Schubhaft bringt, bürokratische Hür-
den hochschraubt, noch größere Unsi-
cherheit für zugewanderte Menschen 
schafft, Beziehungen zerreißt und Fami-
lien trennt. Wollen wir das? Oder wollen 
wir eine menschenfreundliche und men-
schenwürdige Politik, die die Rechte der 
Menschen stärkt und das Zusammenle-
ben fördert?
Mittwoch, 27. April

DEMONSTRATION GEGEN DAS 
UNRECHTSPAKET

18:00 Uhr: C. Broda Platz / Westbahnhof
19:00 Uhr: Abmarsch Mariahilferstraße
20:00 Uhr: Kundgebung vorm Parlament

ONLINE PETITION 
 UNTERSCHREIBEN und 

 WEITERSAGEN
Machen wir uns stark! Für Menschen-

schutz und Gleichberechtigung! Für eine 
Politik, die Chancen eröffnet, anstatt sie 
zunichte zu machen! Und schicken wir 
das FremdenUnrechtspaket zurück! Jede 
Unterstützung zählt, wenn es gelingen 
soll, die Regierung mit dem ÖVP Neu-
start-Team von der Notwendigkeit men-
schenwürdiger und menschenfreundli-
cher Gesetze zu überzeugen. Wir bauen 
nicht auf Unrecht sondern auf Fairness, 
Rechtsstaatlichkeit und Menschenwür-
de. Eine Initiative von SOS Mitmensch.

Politische Bildung leben:
www.machen-wir-uns-stark.at
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Der 
1. Berufsschul-Kreidekreis

Kreidekreis-Nr. 3/2011
kann unter www.oeli-ug.at 

bezogen werden!

Buchpräsentation: Rupert Vierlinger, 
Schulerfahrung&Schulreform. 
Stationen eines Lehrerlebens.

13.5., 19 h, PH d.Diöz.Linz, Anmeld./Bestellung:  
office@wagnerverlag.at

Preis: 22 €, 320 S.
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Freiheit, Gleichheit, Solidarität
Bundestag der AHS-Gewerkschaft  ohne Reformfreude

Warum die ÖLI-UG darauf bestan-
den hat, den GÖD-Kongress im No-
vember 2011 zum aktiven Eintreten 
für ein Konjunkturpaket Bildung, 
Soziales und öffentliche Dienste auf-
zufordern. Reinhart Sellners Antwort 
auf Eckehard Quins Grundsätze:

„Kolleginnen und Kollegen: Wir Un-
abhängigen GewerkschafterInnen sind 
dagegen, dass der Antrag für ein Kon-
junkturpaket Bildung, Soziales und öf-
fentliche Dienste wegen der positiven 
Erwähnung von ÖGB und AK zur Über-
arbeitung nicht an den GÖD-Bundes-
kongress gerichtet wird, sondern an die 
AHS-Bundesleitung. ÖGB und AK ver-
treten ArbeitnehmerInnen-Interessen, 
die GÖD ist eine Teilgewerkschaft des 
ÖGB, auch wir AHS-LehrerInnen sind 
ÖGB-Mitglieder, warum nicht gemein-
sam für eine andere Bildungsbudgetpoli-
tik aktiv werden, und darum geht es in 
diesem Antrag und nicht um die Lang-
form der AHS.

Abschließend eine Bemerkung zum 
Motto dieses AHS-Gewerkschaftstages: 

Leistung braucht nicht Mut, son-
dern Motivation, ausreichende 

Ressourcen und menschenwürdige 
Arbeitsbedingungen 

für LehrerInnen und Schülerinnen. Und 
Motivation öffentlich Bediensteter hat 
grade bei LehrerInnen und Lehrern auch 
mit Liebe zu tun, einem Wort, das bei Ge-
werkschaftstagen selten vorkommt: Lie-
be zu den Mitmenschen, zur Menscheit 
und zu einem selber. Nach den vielen 
Zitaten der Eröffnungsrede möchte ich 
ganz ohne religiöses Bekenntnis an eines 
aus der Bibel erinnern, aus dem Hohen 
Lied: „Und wenn ihr mit Engelszungen 
redet und hättet die Liebe nicht ...“ 

Es geht auch nicht um „Freiheit ODER 
Gleichheit“. Wenn ś einen europäischen 
Beitrag zur Menschheitskultur gibt, dann 

ist es die Aufklärung mit ihrem An-
spruch, die Menschen aus ihrer Unmün-
digkeit zu befreien, was nur als Selbstbe-
freiung des großen Publikums gelingen 
kann, und das hat wieder viel mit unse-
rem Selbstverständnis und unserer Mo-
tivation für unseren Lehrberuf zu tun. 
Freiheit UND Gleichheit brauchen auch 
die damals noch ungegenderte Brüder-
lichkeit, die Solidarität oder urchristlich: 
die Nächstenliebe – Glück auf!“

„Und wenn ihr mit 
Engelszungen redet 

und hättet die Liebe nicht ...“

In der anschließenden Debatte unter-
stützte die FSG die Weiterleitung des 
Antrags an die GÖD, FCGler waren da-
gegen, weil der ÖGB für sie keine Ar-
beitnehmervertretung ist, solang er den 
Arbeitnehmerkindern die beste Schule, 
also die Langform der AHS abschaffen 
will. Eckehard Quin will jeden Anschein 
vermeiden, dass seine AHS-Gewerk-
schaft mit der Bildungspolitik von ÖGB 
und AK einverstanden sein könnte und 
schlägt dem ÖLI-UG-Antragsteller vor, 
auf die explizite und positive Erwäh-
nung von ÖGB und AK zu verzichten, 
dann könne die Mehrheitsfraktion... Und 
weil ś uns um die Sache geht und ums 
Mobilsieren der GÖD für fehlende Bil-
dungsmilliarden, werden ÖGB und AK 
aus dem Text gestrichen und bekommt 
so der Antrag doch noch das Kalkül 1a, 
Weiterleitung an den GÖD-Bundeskon-
gress. Einstimmig. 

UG-Fraktionsanerkennung
Und wir bewegen sie doch, die GÖD. 

Ab und zu. Tendenz steigend. Auch 
wenn die übergroße fcg-Mehrheit des 
AHS-Gewerkschaftstages den Antrag 
auf Anerkennung der UGöd als Frakti-
on in der GÖD einmal mehr abgelehnt 
hat. Vielleicht hat auch das mit der Ge-
samtschulforderung des ÖGB zu tun, 
der die Fraktion der Unabhängigen 
GewerkschafterInnen längst anerkannt 
hat - im ÖGB-Bundesvorstand und im 
ÖGB-Frauenausschuss wird die UG von 
GÖD-Kolleginnen vertreten. Aber die 
fcg-AHS ist nicht die ganze GÖD. 

Der BMHS-Gewerkschaftstag hat den 
Antrag auf Anpassung der GÖD-Frakti-
onsordnung an jene des ÖGB angenom-
men („sodass die UG auch in der GÖD 
Fraktionsstatus erhält“). 

Vielleicht bewegt sich der Bundeskon-
gress im November 2011 in Richtung 
Demokratie und Minderheitenrechte. 
Zeit wär ś.

Reinhart Sellner 
AHS-Bundesleitungsmitglied
sellner@oeli-ug.at

Dieses kann nun in den Gemeinde-
ämtern unterschrieben werden. Bei 
der Mitgliederbefragung haben sich 
73,2% dafür ausgesprochen, dass die 
ÖLI zur Unterstützung des Bildungs-
volksbegehrens aufrufen soll. Ihr 
könnt euch von 

www.vbbi.at
/fileadmin/user_upload/pdf/VBBI_

Unterstuetzungserklaerung.pdf
das Formular herunterladen, es aus-
drucken und ausfüllen. Die persönli-
che Unterschrift ist erst vor den Augen 
der Gemeindebediensteten zu leisten. 

Auf der zweiten Seite des pdf findet 
ihr auch eine Langform der Forde-
rungen des Volksbegehrens. 

Natürlich ist in den Texten des 
Bildungsvolksbegehrens nicht alles 
enthalten, wofür die ÖLI eintritt (zB 
in Bezug auf Demokratisierung und 
Finanzierung). Wir sehen den Pro-
zess dieses Volksbegehrens aber als 
Chance zur öffentlichen Diskussion 
der Bildung in Österreich und damit 
zum Aufbrechen von Verkrustungen 
und Vorantreiben von positiven Ent-
wicklungen.

ÖLI unterstützt  
Bildungsvolksbegehren!

Neue Mittelschule: Alle HS werden 
nMS, AHS-Unterstufen können wei-
ter nMS werden.
Neue LehrerInnen-Ausbildung: 
Eine Vorbereitungsgruppe hat Vor-
schläge erarbeitet. Die gesetzliche 
Umsetzung soll demnächst erfolgen. 
Siehe dazu S. 12 u. S. 1 (rechts unten), 
sowie im Dallingersymposiumsbe-
richt u.a. Artikeln auf www.oeli-ug.at.
Oberstufe NEU: Ab der 10. Schul-
stufe jedes Semester ein echtes Zeug-
nis, aufsteigen mit 5ern und Kol-
loquienregelung. Lernbegleitung! 
Siehe dazu S. 4 und 5.
Qualitätssicherung und Schul-
aufsicht: Die Erfahrungen mit QIS 
(allgemeinbildende) und QIBB (be-
rufliche Schulen) sollen weiterentwi-
ckelt ab 1.9.2012 Gesetz werden und 
die InspektorInnen sollen Qualitäts-
beauftragte werden. (Interessiert? 
fuchsbauer@oeli-ug.at).
Maturareform: Bereits Gesetz, Ver-
ordnung in Ausarbeitung, zB über 
die Diplomarbeit (aktueller Stand 
gerne per mail) - siehe auch S. 10.
Neues Dienst- und Besoldungs-
recht: Angeblich beginnen im Mai 
die Verhandlungen. Wir halten euch 
auf dem Laufenden.
Nationaler Qualifikations Rahmen
wird gerade auf Bais des EQR erstellt.
Zu allen Themen siehe bmukk.gv.at

Reformvorhaben im Überblick
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Oberstufe NEU soll halten was sie verspricht! 
Grundlegende Bedingungen erforderlich!

Katharina Bachmann
HAK Feldkirch, ZA-BMHS
bachmann@oeli-ug.at

Damit die Oberstufe NEU auch wirk-
lich das halten kann, was sie verspricht, 
und nicht das, was manche lauthals 
versprechen, müssen einige grundle-
gende Bedingungen erfüllt sein.

Amon: Oberstufenschüler sollen sich 
die Lehrer aussuchen dürfen (Der Stan-
dard). Auflösung der Klassenverbände, 
Umstellung auf ein Kurssystem, in dem 
die Schüler wie an der Uni „Scheine 
sammeln“ - im eigenen Tempo und mit 
persönlichen Schwerpunkten (Kurier).

Nicht nur Jürgen Rainer, der Vorsitzen-
de der Gewerkschaft BMHS, schien von 
den Ankündigungen des ÖVP-Bildungs-
sprechers überrascht gewesen zu sein, 
wenn er sagt, dass „das von der Koali-
tion als Kurssystem bezeichnete Modell 
ein ‚völlig anderes System (sei) als mit 
dem Ministerium akkordiert wurde’“ 
(Die Presse). Das mit dem Ministerium 
besprochene Vorhaben sieht nämlich fol-
gende Neuerungen vor: 

• Statt eines Schuljahres soll es zwei ei-
genständige Semester mit gleichwerti-
gen Zeugnissen geben. 

• Schon mit der Frühwarnung setzt ein 
vielfältiges Förderprogramm ein. Ne-
ben Leistungsvereinbarungen kom-
men hier vor allem Lernbegleiter/in-
nen zum Einsatz. Deren Zeitaufwand 
soll wie Supplierstunden (natürlich ab 
der ersten Stunde) abgegolten werden. 

• Sollten am Ende des Semesters die 
Leistungen immer noch negativ sein, 
haben die Betroffenen die Möglich-
keit, die Note in bis zu drei Kolloquien 
über den Semesterstoff auszubessern.

Diese Maßnahmen bauen auf den Erfah-
rungen in Schulversuchen und in Abend-
schulen auf und sollen dazu führen, dass 
Schulstufenwiederholungen stark redu-
ziert werden. Die Reform der Oberstu-
fe soll ab der 10. Schulstufe (AHS und 
BMHS) erfolgen und ab dem Schuljahr 
2012/13 schrittweise eingeführt werden.

Positionen der ÖLI-UG
• Beibehaltung des Klassenverbands: 

Erfahrungen in Schulversuchen und 
in Abendschulen haben gezeigt, dass 
eine Auflösung des Klassenverbands 
sowohl die Schüler/innen als auch die 
Schulorganisation überfordert.

• Wichtigkeit des Förderaspekts:
Um die Leistungen gefährdeter Schü-
ler/innen nachhaltig steigern zu kön-
nen, ist ein früher Beginn der Lernbe-
gleitung an den Schulen nötig.

• Einrechnung der Lernbegleitung in 
die Lehrverpflichtung:
Der Arbeitsaufwand der Lehrer/innen 
ist in den letzten Jahren sukzessive 
angestiegen, immer neue Tätigkeiten 
müssen zusätzlich zum Unterrichten 
erledigt werden. 
Falls die Lernbegleitung von Lehrer/
innen durchgeführt wird, muss es 
möglich sein, die Arbeit in Form von 
Werteinheiten in die Lehrverpflich-
tung eingerechnet zu bekommen, und 
darf nicht nur in der Bezahlung zu-
sätzlicher Stunden bestehen.

• Ausbildung für Lernbegleiter/innen:
Für die Arbeit als Lernbegleiter/in ist 
sehr viel Fachwissen notwendig, es 
geht um mehr als die Durchführung 
von Förderkursen. 
Lehrer/innen, die als Lernbegleiter/
innen eingesetzt werden, müssen da-
her eine entsprechende Ausbildung 
bekommen.

• Zusätzliches Personal: 
Die Einführung von Lernbegleiter/in-
nen ist ein positiver Schritt. Doch die 
Forderung nach Einsatz von zusätz-
lichem Personal (Schulsozialarbeit, 
Psychologie, ...) muss auch unter dem 
Aspekt des Vermeidens von Dropout 
oder Klassenwiederholungen weiter-
hin aufrecht bleiben.

• Evaluierung der Schulversuche:
Der verpflichtenden Einführung der 
Oberstufe NEU muss eine seriöse 
Evaluierung der bereits seit Jahren 
laufenden Schulversuche vorausgehen. 
Deren aussagekräftige Ergebnisse sind 
bei der Neuformulierung des SchUG 
für die 10.–13. Schulstufe (und Abend-
schule) zu berücksichtigen.

• Ausgearbeiteter klarer Rahmen: 
Für die Einführung der Oberstufe NEU 
ist es notwendig, dass die Schulen ei-
nen klaren Rahmen bekommen, den 
sie ohne großen Aufwand übernehmen 
oder aber auch abändern können. Vor-
gaben, die die Schulen dazu anhalten, 
alle möglichen Details schulintern zu 
erarbeiten, ohne dass eine umsetzba-
re Variante vorhanden ist, sind abzu-
lehnen. Das Rad muss nicht an jeder 
Schule neu erfunden werden.

Die Oberstufe NEU bietet eine große 
Chance, dass sich die Leistungen schwa-
cher Schüler/innen verbessern, wenn es 
genug Förderbudget gibt!

FEICHTINGER

Nutzen Sie Ihren Mitarbeitervorteil und 
profitieren Sie von bis zu 40 Prozent Rabatt 
auf Schmuck und bis zu 25 Prozent auf 
unser Uhrensortiment.

Business-Card anfordern unter 
www.feichtinger.biz 
telefonisch unter 05/9887 DW 12 oder 
direkt in einer unserer 23 Filialen

Werbung
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Für den 20.10.2010 luden die TLI und 
die Grüne Bildungswerkstatt Tirol zu 
einer Informations- und Diskussionsver-
anstaltung zum Thema „Bildung ohne 
Datenschutz?“ ins Innsbrucker Haus der 
Begegnung. Referent war Hans Zeger,  
DER Datenschutzexperte Österreichs. 

Nach einer Übersicht über die Grundla-
gen des Datenschutzes stellte er sich den 
Fragen des Publikums, das sich vor allem 
aus LehrerInnen aus dem Pflichtschulbe-
reich und der AHS zusammensetzte.

Datenschutz wird nach Zeger in Ös-
terreich oft gegen die Betroffenen ver-

wendet; er ist beliebtes Argument, wenn 
es darum geht, BürgerInnen ihre Daten 
(d.h.: den Stand ihrer Daten bei der je-
weiligen Institution) vorzuenthalten. 

Tatsächlich sammelt der Staat Öster-
reich über das sogenannte „Bildungsdo-
kumentationsgesetz“ eine Unmenge an 
Bildungsdaten, zu denen auch Fortbil-
dungs- und Weiterbildungsdaten der im 
Dienst stehenden LehrerInnen gehören. 
Nach Zeger ist dieses Material in seiner 
letztlich individualisierbaren Form ein 
enormer statistischer Unsinn. Es kann 
keine Grundlage der Planung von Bil-
dungsinstitutionen werden – was der ei-
gentlich angegebene Zweck wäre, kann 
aber wohl, falls die Daten in falsche Hän-
de geraten, gegen Betroffene eingesetzt 
werden. Zeger sieht in elektronischen 
Klassenbüchern und Lernplattformen (in 
denen auf privatwirtschaftlichen Servern 
schulische Verwaltungsarbeit adminis-
triert wird (Stoff, Absenzen usw.) und 
wo sensible Daten wie Leistungsbeurtei-
lungen gespeichert werden – in beiden 
Fällen lediglich mit einfachem Passwort-
schutz) keine rechtlichen Probleme. 

Die österreichische Gesetzeslage erfor-
dert laut Zeger über den Passwortschutz 

hinaus keine weiteren technischen Vor-
aussetzungen. Nach  Zeger setzt sich ins 
Unrecht, wer ein Passwort missbräuch-
lich verwendet; es setzt sich aber auch 
ins Unrecht, wer sein Passwort zu wenig 
schützt und damit leichtfertig (fahrläs-
sig) anderen Personen Zugang gewährt. 
Nun haben wir es im Schulbetrieb oft 
mit nicht datenschutztechnisch ausgebil-
deten Lehrpersonen und mit einzelnen 
technisch überaus versierten Schüler-
nInnen zu tun. Wir LehrerInnen müssen 
öfters gleichzeitig mehrere Lerngruppen 
in verschiedenen Räumen betreuen und 
wissen nicht immer, wie man den PC, der 
das Beamerbild produziert, gegen unbe-
fugten Zugriff schützt. Die Schwach-
stelle ist nach Zeger nicht das Passwort, 
sondern der Mensch bzw. sein soziales 
Umfeld mit seinen Arbeitsbedingungen. 
Und dass elektronische Klassenbücher 
LehrerInnen-Arbeit zentral kontrollier-
bar macht, ist laut Zeger vermutlich nicht 
nur notgedrungen akzeptierter Nebenef-
fekt einer Rationalisierungsmaßnahme.

Die interessante Veranstaltung ließ ein 
sensibilisiertes und nachdenkliches Pu-
blikum zurück. Sie bot keine Lösungen 
an, sondern löste eher Denkprozesse aus.

Bildung ohne Datenschutz 
Hans Zeger (ARGE Daten) in einer Veranstaltung der TLI

Semestermodell HTL Imst! 
Grundlegende Bedingungen erforderlich!

Dorothea Schumacher
HTL Imst, FA-BMHS Tirol
schumacher@oeli-ug

An der HTL Imst soll mit dem Schul-
jahr 2011/12 ein Semestermodell für den 
IV und V Jahrgang eingeführt werden. 
Am Pädagogischen Halbtag wurde allen 
KollegInnen das neue Semestermodell 
– eine Entwicklung aus bereits durch-
geführten Schulversuchen – vorgestellt. 
Dieses Modell wird dann, sofern alle 
SGAs es genehmigen, in jedem Bun-
desland an zumindest einer HTL, in der 
Steiermark an fast allen HTLs, gefahren. 

Mehrere verschiedene Modelle sind 
derzeit in der Schulversuchsphase. Das 
Vorgestellte wurde aus den Erfahrungen 

einiger HTLs v.a. in der Steiermark ent-
wickelt. 

Die wichtigsten Eckpunkte sind:
• Die Semestrierung verhindert das Wie-

derholen nicht, sie erschwert es nur.
• Alle Unterrichtsgegenstände ab dem 

IV. Jahrgang werden in Semesterab-
schnitte unterteilt und abschließend 
benotet. 

Die SchülerInnen sind immer zum 
Aufsteigen in das nächsthöhere Semes-
ter berechtigt. „Nicht Genügend“ oder 
nicht beurteilt in einem oder in mehreren 
Pflichtgegenständen im Semester kön-
nen außerhalb des lehrplanmäßigen Un-
terrichts mit einer Semesterprüfung aus-
gebessert werden. Der Prüfungstermin, 
möglich bis zur Reife- und Diplomprü-
fung, ist von der Direktion auf Antrag 
des/r SchülerIn anzuberaumen. Obwohl 
bisherige Erfahrungen zeigen, dass 98% 
die Semesterprüfung beim ersten Antre-
ten bestehen, kann sie dennoch zwei Mal 
wiederholt werden. 

Zur Reife-/Diplomprüfung dürfen alle 
SchülerInnen, die maximal eine negati-

ve Note in einem Pflichtgegenstand der 
letzten beiden Semester haben, antreten. 
Haben sie mehr, so sind sie berechtigt die 
letzten beiden Semester zu wiederholen 
und die negativ abgeschlossenen Gegen-
stände zu besuchen. 

Um allen die Zielerreichung zu erleich-
tern wurden neue Unterstützungsstruk-
turen entwickelt: Frühwarnsystem spe-
zial – die Lernbegleitung. 

Droht ein „Nicht genügend“, ist dies 
mitzuteilen und im Rahmen eines 

beratenden Gesprächs eine Förder-
strategie zu vereinbaren. 

Diese „individuelle Lernbegleitung“ be-
zieht sich auf alle frühgewarnten Pflicht-
gegenstände und dauert bis zum endgül-
tig erfolgreichen Abschluss des Faches. 
Im Einvernehmen zwischen SchülerIn-
nen und LehrerInnen werden maximal 5 
Studierende je Lehrperson betreut. 

Die Abgeltung der Lernbegleitung ist 
noch ungeklärt. An der HTL Imst wird 
man den geplanten Schulversuch vorerst 
über eine flexiblere Handhabung des För-
derunterrichts abwickeln, bemüht sich 
aber, eine Einrechnung zu erreichen. 

Michael Bürkle
BG/BRG Innsbruck-Sillg.
buerkle@oeli-ug.at
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Für Ganztags-Betreuung der StaatsbürgerInnen im Parlament
Total ernst gemeinte Forderungen von Peter Steiner!

Peter Steiner
TGM Wien 22, ZA-BMHS
steiner@oeli-ug“

Eine Replik auf die lichtvollen  
Forderungen von ÖVP-Schulsprecher 
Amon nach Ganztags-Betreuung der 
SchülerInnen unter Verzicht auf Vor- 
und Nachbereitung des Unterrichts.

Wie immer ein Trendsetter, der ÖVP-
Kollege Amon, seines Zeichens abso-
luter Schulkenner (er war auch einmal 
Schüler), Vorbildparlamentarier (er war 
schon mehrere Male bei Abstimmungen 
dabei) und talentierter Zukunftsforscher 
(er weiß, dass nach dem Heute immer 
auch ein Morgen kommt). 

Und weil das alles genügend Qualifi-
kation für einen ÖVP-Schulexperten zu 
sein scheint, kommt aus seinem berufe-
nen Mund der Vorschlag, Lehrer soll-
ten sich am Nachmittag vollzeitlich um 
die SchülerInnen kümmern, mit ihnen 
Hausübung machen, sie pädagogisch zu 
beschäftigen und sich auch sonst voll um 
sie kümmern. Was außerdem im Sinne 
der Gendergerechtigkeit ist, weil Leh-
rerinnen davon voll ausgenommen sind 
und die SchülerInnen damit verstärkt in 
Genuss der von ExpertInnen vermissten 
männlichen Role models kommen. 

Natürlich werde die Arbeitszeit nicht 
ausgeweitet, nein, es solle der Unterricht 
einfach weniger vor- und nachbereitet 
werden, sagt Amon. 

Klare Lösung: 2 - 1 + 1 = 2. Kann jeder 
verstehen, ist ja Volksschulmathematik. 
Und genau so klar ist, dass sich dadurch 
die Leistungen der SchülerInnen emi-
nent verbessern und die Bildungsqualität 
erhöht wird. 

Mehr Qualität in der Politik
Die liegt im Argen, wie uns die Ergeb-

nisse von PIZZA- und sonstigen Tests 
immer wieder vor Augen führen. Genau-
so wie die Qualität der politischen Arbeit 
in Österreich. Daher ist folgender von 
Amon inspirierter Vorschlag überfällig: 
Ganztagsbetreuung der StaatsbürgerIn-
nen durch unsere Parlamentarier im Par-
lament, Landtag, Gemeinderat etc. 

Die Vorteile liegen auf der Hand: ab-
solute Bürgernähe, eine Verstärkung der 
Komponente der direkten Demokratie 
und man kann sich selber davon über-
zeugen, ob die MandatarInnen genauso 
sind, wie man sie sich vorstellt. 

Mehr Bürgernähe, weniger sinnlose 
Vorbereitung auf Gesetzesbeschlüsse 

Selbstverständlich ist nicht an eine Ar-
beitszeiterhöhung gedacht. Es geht ein-
fach um eine Verschiebung der Arbeits-
schwerpunkte: Weniger Vorbereitung 
zu den Inhalten der abzustimmenden 
Gesetzesvorschläge, mehr direkte Kom-
munikation mit den BürgerInnen. Wie 
Lehrer benötigen Parlamentarier keine 
Vorbereitung auf ihre Diskussionsbei-
träge im Plenum (was an den Aussagen 
Amons gesehen werden kann), noch als 
Entscheidungsgrundlage für die Ab-
stimmung über Gesetzesanträge (was an 
der Qualität unserer Gesetze ja sowieso 
schon ablesbar ist). 

Im Gegensatz zu Amon arbeiten wir 
bereits an einem Programm, das die Vor-
bereitung von Stellungnahmen zu Geset-
zesanträgen unnötig macht. Als Begrün-
dung für Ablehnung oder Zustimmung 
zu Gesetzesentwürfen werden Standard-
formeln gebraucht: „Wir sollten die Initi-
ative annehmen, weil sie leiwand ist. 

Und warum, meine sehr verehrten Da-
men und Herren, ist sie leiwand? Weil 
sie von der ÖVP kommt! Oder vielleicht 
auch von der SPÖ. Weswegen man sie 
ablehnen muss. Danke für Ihre Aufmerk-
samkeit!“ 

Einführung von Politikstandards 
nach dem Vorbild der Bildungsstan-
dards 

Diese so standardisierten politischen 
Leistungen können dann auch leicht 
durch Politikstandards, entsprechend 
den Bildungsstandards, abgefragt wer-
den und auf diesem Weg die Grundlage 
für eine notwendige Selbstevaluation der 
politischen Akteure leisten. Werden die 
Politikstandards nicht erreicht, ist inten-
sive Selbsterforschung nötig. Halt! Das 
geht natürlich nicht, weil der Schwer-
punkt der Arbeit der PolitikerInnen dann 
auf der Ganztagsbetreuung der Staats-
bürgerInnen liegt.

Liebe KollegInnen, 
die unabhängige Initiative „Eltern für 
eine gemeinsame Schule aller 10 bis 
14-jährigen Kinder - Parteilich für 
unsere Kinder“ hat eine Online-Peti-
tion gestartet. Gefordert wird dabei: 
„Wir fordern das österreichische Par-
lament auf, die gemeinsame Schule 
aller 10- bis 14-jährigen Kinder jetzt 
zu beschließen und bis 2017 in best-
möglicher Qualität mit ausreichender 
Finanzierung zu verwirklichen.“ Bit-
te diese Petition unter 

www.schule10bis14.at 
unterstützen und weiter verbreiten. 
Glück auf und fröhliche Grüße 
Reinhart Sellner

Her mit den Bildungsmilliarden! Wir 
brauchen e. Konjunkturpaket Bildung, 
Soziales u. öffentl. Dienst JETZT!
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Bildungsfahrplan der Regierung geht nur 
bis zum nächsten Kleinbahnhof! 

Österreichische LehrerInneninitiative / Unabhängige GewerkschafterInnen fordern 
Bildungsmilliarde zur Finanzierung der seit Jahrzehnten versäumten Schulreform.

Kritik üben die parteiunabhängigen 
LehrerInnen an der Gesamtschulblocka-
de der ÖVP und am pragmatischen Ver-
zicht der SPÖ-Ministerin auf konsequen-
te Einbeziehung aller AHS-Unterstufen 
in das flächendeckende pädagogische 
Modell „neue Mittelschule“ bis 2016.

Die ÖLI-UG schließt sich der Ein-
schätzung der ÖH an, dass die Re-

formpläne „in die richtige 
Richtung gehen“

(Thomas Wallerberger, ÖH), auch wenn 
sie zu kurz greifen und auf unverdächtige 
Zwischenschritte ausgelegt sind – „eine 
mutige Bildungspolitik sieht anders aus“ 
(Sigrid Maurer, ÖH). 

Anders als die Grünen sehen die Un-
abhängigen GewerkschafterInnen der 
ÖLI in der Umstellung aller Hauptschu-
len auf neue Mittelschulen bis 2016/17 
keinen Etikettenschwindel, der die sozi-
ale Selektion am Ende der Grundschule 
weiterführt.

Auch wenn das Ziel der gemeinsamen 
Schule nicht explizit genannt wird – die 
Bewahrung der Langform des Gymnasi-
ums hat die standesbewusste AHS-Lob-
by in der ÖVP nicht mehr durchgebracht. 
Stattdessen nennt der Bildungsfahrplan 
die Ausweitung eines individuell-för-
dernden und sozial-integrativen Schul-
modells auf alle Pflichtschulen und auf 
mehr als die derzeit gesetzlich mögli-
chen 10% der AHS-Unterstufen. Voraus-
setzung dafür ist die Bereitstellung der 
dazu notwendigen Budgetmittel durch 
Finanzminister und Bundesregierung.

Das budgetwirksame Bekenntnis der 
Bundesregierung ist auch für alle ande-
ren im Ministerrat am 22.3.2011 abge-
segneten Teilreformen notwendig:

• für die rasche Ausweitung des ganztä-
gigen und schulgeldfreien Schulange-
bots, ohne das soziale Integration und 
Gesamtschule nicht gelingen können,

• für die bessere Förderung und Integra-
tion von Jugendlichen mit besonderen 
Bedürfnissen und sonderpädagogi-
schem Förderbedarf auch nach der 8. 
Schulstufe,

• für ein breiteres Kursangebot an 
BMHS, BS und AHS-Oberstufe, das 
die Freude am Lernen erhöhen und zu-
sammen mit den neu einzuführenden 
LernbegleiterInnen für alle SchülerIn-
nen nach Frühwarnungen das Wieder-
holen von Schulstufen abbauen soll,

• für selbständigere Schulen, an denen 
nicht – wie seit Gehrer üblich – Bud-
getmangel verwaltet, sondern mit aus-
reichend Zeit und Geld eine bessere, 
menschenfreundliche Schulkultur mit 
mehr Mitbestimmung der Schulpart-
nerInnen und stärkeren Personalver-
tretungsrechten am Schul-standort ver-
wirklicht werden kann.
Her mit den Bildungsmilliarden!

Die Unabhängigen GewerkschafterInnen 
im ÖGB und in der GÖD treten nicht 
erst seit den von der Regierung rasch 
bereitgestellten Bankenpaketen für ein 
Konjunkturpaket Bildung, Soziales und 
öffentliche Dienste ein. 

Bildung kostet.
Österreich ist ein reiches Land, nur muss 
der Reichtum allen Menschen, allen Kin-
dern, die hier leben, zugute kommen. 
Kindergärten, Schulen und Universitäten 

sind chronisch unterfinanziert. Bildungs-
investitionen schaffen Arbeitplätze und 
sind Investitionen für eine bessere, men-
schenfreundlichere Zukunft, nicht nur in 
Österreich.

Für die Unabhängigen 
GewerkschafterInnen der ÖLI-UG
Reinhart Sellner (AHS) 
Ingrid Kalchmair (AHS)
Wilfried Mayr (APS)
Gaby Bogdan (APS)
Katharina Bachmann (BMHS)
Gary Fuchsbauer (BMHS)
Dietmar Mühl (BS)
Rückfragenhinweise: 
Gary Fuchsbauer, 0680 212 43 58,
fuchsbauer@oeli-ug.at, www.oeli-ug.at,
Reinhart Sellner, 0676 343 75 21, 
sellner@oeli-ug.at, www.ugoed.at
Montag, 28.3.2011

Karikatur: Mag. Konrad Leitzenberger
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Die Unkultur der öffentlichen Bildungsdiskussion 
Widerstand gegen diese schäbige Art der Meinungsmache!

Andreas Chvatal
Hauptschullehrer, aktiv für ÖLI und apfl-ug 
und Betonbefürworter, wenn erforderlich
chvatal@oeli-ug.at

Die öffentliche Diskussion über das 
österreichische Bildungssystem ist von 
eher minderer Qualität. Dies ist wenig 
verwunderlich, wenn bedacht wird, 
wer hier diskutiert. Sparwütige, zy-
nische PolitikerInnen, selbsternann-
te BildungsexpertInnen, allwissende 
Lichtgestalten aus der freien Wirt-
schaft und – zu allem Überfluss – viele 
schlecht informierte und/oder tenden-
ziös berichtende JournalistInnen.

Der von ihnen erzeugte mediale Brei 
bewirkt in Bezug auf Bildungsfragen 
eine enorme Ahnungslosigkeit der öster-
reichischen MedienkonsumentInnen. 

Ein Indiz für die Richtigkeit dieser Be-
hauptung, ist der in diesem Bereich äu-
ßerst erfolgreiche Einsatz von Semi-Lü-
gen. Als etwa die Unterrichtsministerin 
im Jahr 2009 eine Erhöhung der Lehr-
verpflichtung um zwei Wochenstunden 
anstrebte, versicherte sie treuherzig, 
dass es sich dabei nicht um eine Arbeits-
zeiterhöhung handle, sondern nur den 
LehrerInnen die Gelegenheit gegeben 
würde „mehr Zeit mit den Kindern zu 
verbringen“(!!) Diese schwachsinnige 
Argumentation geistert bis heute – von 
journalistischer Seite fast völlig unhin-
terfragt – durch die Medien und wird 
von einer desinformierten Öffentlichkeit 
nach wie vor dankbar aufgenommen. 
Der eigentliche Grund für die damalige 
Vorgangsweise der SPÖ-Ministerin war 
eine Budgetkürzung durch das ÖVP-Fi-
nanzministerium, durch die nicht einmal 
die laufenden Kosten des Unterrichts-
ressorts gedeckt gewesen wären. Diese 
– nicht unwichtige – Tatsache geriet je-
doch schnell in Vergessenheit. 

Wohl nicht zuletzt deshalb, weil schon 
die nächste Semi-Lüge medial verfüttert 
werden musste. 

Sie lautete: Die LehrerInnen-Ge-
werkschaften haben den Zwei-Stun-
den-Plus-Plan der Ministerin vereitelt 
und damit – wieder einmal – jegliche 

Bildungsreformschritte unmöglich ge-
macht. Gewerkschaftsvorsitzender Fritz 
Neugebauer trägt seither den Beinamen 
„Oberbetonierer“.

Derartiges wird natürlich gern gelesen 
und noch viel lieber geschrieben. Wenn 
über LehrerInnen und Gewerkschaf-
terInnen hergezogen wird, haben viele 
ihre Freud‘. 

Das klingt dann mitunter so: Faule, re-
formresistente LehrerInnen höhnen, ge-
stützt auf ihren übermächtigen Fritz-Ge-
werkschafts-Geheimbund, allen schwer 
arbeitenden, nicht pragmatisierten Mit-
bürgerInnen und liegen denen auch noch 
auf der Tasche. Weigern sich die doch 
glatt, lächerliche zwei Stunden pro Wo-
che mehr zu arbeiten. Wen interessiert 
schon, ob das Berichtete unlogisch oder 
schlicht und einfach falsch ist? 

Was hat eine schnöde Arbeitszeiterhö-
hung bzw. ihre Verhinderung mit Schul-
reform zu tun? (Gar nichts!) Warum ist 
die Abwehr von Verschlechterungen 
durch die Gewerkschaft automatisch ein 
Betonieren gegen Schulreformvorha-
ben? Wahr ist, die ÖVPlerInnen in der 
AHS-Gewerkschaft – und nur sie – wol-
len keine Gesamtschule. Das werden sie, 
unter Anwendung üblicher Meinungs-
freiheit, ja hoffentlich dürfen. Und gegen 
welche andere Reform „betonieren“ sie?

Semi-Lügen sprießen und gedei-
hen, nicht opportune Fragen werden 
ignoriert. Dabei wäre es ganz einfach 
in der Diskussion zu differenzieren, 
schon allein deshalb, um zu klären, 

welches Thema mit welchem nichts zu 
tun hat. 

Wirkliche Schulreformvorhaben wä-
ren etwa Gesamtschule, Ganztagsschu-
le, akademische Ausbildung für alle Pä-
dagogInnen...

Von Schulreformen unabhängig, 
weil hauptsächlich die Arbeitssituati-
on der Lehrkräfte betreffend, wären 
Dienstrechtsänderungen, wie Arbeits-
zeiterhöhung oder vermehrte Anwe-
senheitspflicht, Änderungen im Besol-
dungsrecht, Fragen der Schulhierarchie, 
wie die Personalhoheit der DirektorIn-
nen oder mittleres Management oder 
auch Schulautonomie...

Entscheidend ist, dass alle diese Punk-
te auch völlig unabhängig voneinander 
realisiert werden könnten. Gesamt- und/
oder Ganztagsschulen könnten selbst-
verständlich auch ohne Dienstrechtsän-
derung und direktoriale Personalhoheit 
eingeführt werden. Leider ist zu be-
fürchten, dass genau das Gegenteil ver-
sucht wird. Dienstrechtliche Verschlech-
terungen und Personalhoheit kommen, 

die Gesamtschule wird auf den St. 
Nimmerleinstag verschoben. Und wenn 
das nicht klappt, ist wieder die Gewerk-
schaft schuld. Und viele werden das wie-
der gerne glauben. Eigentlich unfassbar.

Ein weiters aussagekräftiges Beispiel 
ist der herbei konstruierte Zusammen-
hang zwischen Ganztagsschule (für 
die SchülerInnen) und ganztägiger An-
wesenheit der Lehrkräfte. Wie viele 
Beispiele zeigen ist die ganztägige An-
wesenheit der Lehrkräfte in Ganztags-
schulen in keinster Weise erforderlich.

Dies hindert jedoch die eingangs er-
wähnten DiskussionsteilnehmerInnen 
nicht daran, die Forderung aufrecht zu 
erhalten, was aus ihrer Sicht verständ-
lich ist, weil ihnen dadurch öffentlicher 
Applaus zuteil wird. Endlich wäre an 
den Schulen für „mehr Ordnung“ ge-
sorgt. Die Zeiten des „Halbtagsjobs 
Schule“ wären vorbei. Warum sollten 
sie es besser haben? Außerdem bieten sie 
PolitikerInnen und ExpertInnen wunder-
bare Profilierungsmöglichkeiten. End-
lich kommt jemand, der den LehrerInnen 
sagt, wo es langgeht. War auch schon 
höchste Zeit!

Interessant in diesen Zusammenhang 
ist, dass fast alle anderen aktuellen For-
derungen zwar eindeutig ausbeuterisch 
und neoliberal, aber wenigstens in sich 
logisch sind wie z.B.:

• Das Schulsystem ist zu teuer, also 
müssen die Lehrkräfte billiger werden 
– gemein aber stringent.

• Freier Wettbewerb zwischen Schulen 
bringt bessere Leistungen, also mehr 
Schulautonomie soll den Konkurrenz-
kampf fördern – marktkonform bis 
zum Geht-nicht-mehr aber aus dieser 
Sicht durchaus begründbar. 

Die Forderung der ganztägigen Anwe-
senheit der LehrerInnen jedoch kommt 
vollkommen ohne eine Erklärung aus, 
wofür sie gut sein soll. 

Viele Schulen sind als Ganztagsar-
beitsplatz allein wegen der Raumnot un-
geeignet. Die entsprechenden baulichen 
Veränderungen würden Unsummen 
verschlingen. Viele wichtige Arbeiten 
der Lehrkräfte, etwa Vorbereitung und 
Korrektur, werden außerhalb der Schule 
besser gemacht. Welche Arbeitsatmo-
sphäre könnte besser sein, als die eines 
frei gewählten Ortes?

Gegen diese Art der Meinungsmache 
muss Widerstand geleistet werden. Ge-
werkschaftliche Kampfmaßnahmen – 
auch die wirklich drastischen – müssen 
bereits im Vorfeld der kommenden Ver-
handlungen vorbereitet werden. 
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„Wien ist anders“ – auch beim Sparen!
APS: Massive Stundenkürzungen während des laufenden Schuljahres

Helmut Breit
Personalvertreter, apfl-ug
breit@oeli-ug.at

Aufgrund einer am 21.02.2011 vom 
Stadtschulrat für Wien erlassenen 
Dienstanweisung müssen ab 01.03.2011 
bis zum Ende dieses Schuljahres monat-
lich mindestens 160 Vollbeschäftigungs-
äquivalente eingespart werden. 

Diese, bis jetzt „einmalige“ Vorge-
hensweise, während eines Schuljahres 
massive Kürzungen vorzunehmen, gab 
es nicht einmal zu Gehrers Zeiten. In 
diesem Schriftstück wurden auch gleich 
die Maßnahmen aufgelistet:

•  Entfall von Doppelbesetzungen
•  Suppliererlass wird „in aller Schärfe 

exekutiert“
•  LehrerInnen aus dem Bereich der Son-

derpädagogik können grundsätzlich 
auch zu Supplierungen (z.B. in Regel-
klassen) herangezogen werden.

•  Vorübergehende Dienstzuweisung in 
einen anderen Inspektionsbezirk 

•  LeiterInnen mit Restsupplierverpflich-
tung haben diese gewissenhaft als ers-
te Supplierreserve wahrzunehmen. 

•  Dienstreisen bzw. die Teilnahme an 
Fortbildungsveranstaltungen während 
der Unterrichtszeit sollen zu keinem 
Planstellenverbrauch durch Supplie-
rungen führen.

•  Gegebenenfalls ist die Lehrfächerver-
teilung/der Stundenplan ab 01.03.2011 
neu zu erstellen.

Diese Kürzungen führten an vielen 
Wiener Pflichtschulen zu unzumutba-
ren Situationen. So mussten teilweise 
neue Stundenpläne und Lehrfächerver-
teilungen gemacht werden, Mehrdienst-
leistungen, die zu Schuljahresbeginn 
den KollegInnen aufgedrängt wurden, 
fielen plötzlich wieder weg, ein und der-
selbe Unterrichtsgegenstand wurde auf 
verschiedene KollegInnen aufgeteilt, 
Teamteaching-Stunden wurden ersatz-
los gestrichen und fix zugesagte Fortbil-
dungsveranstaltungen abgesagt. 

Die Ursache dieser Misere ist einer-
seits eine verspätete und zu gering aus-
gefallene Zuteilung von Dienstposten 
seitens des bm:ukk, andererseits aber 
schwere Planungsfehler im Stadtschulrat 
für Wien, der zu Beginn des Schuljah-
res den Dienstpostenplan sehr extensiv 
(Wiener Gemeinderatswahlen!?) ausge-
legt hat. 

Leidtragende sind, neben den Schüle-
rInnen, viele KollegInnen, die plötzlich, 
mitten im Schuljahr einen anderen Stun-

denplan und/oder andere Fächer unter-
richten müssen und so doch beträchtli-
chen Mehrbelastungen ausgesetzt sind. 

Abgesehen davon wurde die Perso-
nalvertretung zu spät von den Maßnah-
men in Kenntnis gesetzt, bzw. bei deren 
Umsetzung nicht mit eingebunden. Eine 
Vorgangsweise die eindeutig gegen das 
PVG (§ 9 Abs.2) verstößt. Nach massi-
ven Protesten wurden nachträglich die 
Dienststellenausschüsse doch noch mit 
den Änderungen befasst und die Zustim-
mungen dieser eingeholt. Angesichts der 
überwiegend großkoalitionär besetzten 
DAs kein wirklich schwieriges Unter-
fangen. 

Einmal mehr zeigte uns der Dienstge-
ber, wie zahnlos eine Personalvertretung 
ist, die hauptsächlich als Kaderschmiede 
für künftig zu besetzende LeiterInnen- 
und andere Schulaufsichtsstellen dient 
und wie geduldig das Papier, auf dem 
das PVG gedruckt ist sein, kann.

Da das Medienecho enden wollend 
war, die Proteste der Elternvereine auch 
bald verstummten und sich die Mehrzahl 
der KollegInnen hinter „es hätte ja noch 
schlimmer kommen können“-Aussagen 
zurückzog, hat der Stadtschulrat nun die 
Gewissheit, eine neue „Qualität“ bei der 
Durchführung von Sparmaßnahmen er-
reicht zu haben.

Angesichts dieser Vorgehensweise mu-
tet das Bekenntnis der Wiener Stadtre-
gierung vor den Gemeinderatswahlen zu 
mehr Bildungsqualität geradezu zynisch 
an.

des Kindes aus? Inwiefern kann Erzie-
hung zu mehr Würde beitragen, wenn sie 
doch auch Zumutung ist? Gibt es gesell-
schaftliche, wirtschaftliche Zwänge, die 
die Würde des Menschen untergraben?

Welche günstigen Effekte in der Ent-
wicklung zeitigt es, wenn Kinder Würde 
erleben dürfen?

Termin:
Montag, 11. Juli, 19:00 Uhr  

bis Freitag, 15. Juli 2011, 13:00 Uhr
Ort: Große Universitätsaula

Salzburg, Österreich

Anhand dieser Fragestellungen erhal-
ten die TeilnehmerInnen konkrete Hilfen 
und weitere Denkanstöße für die Praxis.

ReferentInnen: Univ.-Prof. Dr. Anton 
A. Bucher, Salzburg; Univ.-Prof. Dr. Cor-
nelia Wustmann, Graz (erster Lehrstuhl 

für Elementarpädagogik in Österreich); 
Univ.-Prof. Dr. Eva Dreher, München; 
Dr. h.c. Franz Küberl, Wien; Primar Dr. 
med. Werner Leixnering, Linz; Univ.-
Prof. Dr. Günther Opp, Halle; Univ.-Prof. 
Dr. Joachim Bauer, Freiburg; Günter 
Funke, Berlin.

Podiumsdiskussion: Ute Bock, Franz 
Küberl, Udo Jesionek, Katalin Zanin

In 22 Arbeitskreisen werden Themen 
vertieft behandelt, zB. „Würde in der 
Kinder- und Jugendliteratur“ oder „Die 
Würde als Fundament im pädagogischen 
Alltag“. Die Werktagung richtet sich an 
Personen, die mit Kindern und Jugendli-
chen arbeiten. 

Infos und Anmeldung: 0662 8047-7520
pwt@bildung.kirchen.net,
http://www.kirchen.net/ipwt_v2

In Würde werden!
Das Schlimmste für einen Menschen ist, ihn seiner Würde zu berauben!

Menschen können vieles ertragen: 
Dass ihnen Besitz weggenommen wird, 
dass sie ihre Heimat verlieren, oder ih-
ren Beruf, den Partner / die Partnerin. 
Aber etwas vom Schlimmsten, was ei-
nem Menschen widerfahren kann, ist, 
wenn er seiner Würde beraubt wird.

Insbesondere gilt dies für das Kind. 
Wie oft wurden Kinder beschämt, ge-
demütigt, verwahrlost, als infantil belä-
chelt – kurz: entwürdigt?

Die 60. Internationale Pädagogische 
Werktagung, die damit zu einem Jubi-
lar herangereift ist, stellt die Würde des 
Kindes – und der ErzieherInnen – in den 
Mittelpunkt.

In bewährter Weise wird, in Vorträgen 
und Workshops, vielfältigen, zentralen 
Fragen nachgegangen. Wie lässt sich, am 
Beginn des dritten Jahrtausends, Würde 
konkretisieren? Was macht die Würde 



10

Nr. 4/2011

2015 ist es soweit. Die Zentralma-
tura wird ihre Segnungen unter uns 
– bis dahin anscheinend irgendetwas 
machenden – LehrerInnen verbreiten. 
Wo jetzt noch Chaos, Bevorteilung 
und Benachteiligung regieren wird 
endlich fair und einheitlich geprüft 
werden.

So weit, so klar. Mit der Klarheit ist es 
hier schon wieder zu Ende. In den Kon-
ferenzzimmern ist das noch nicht ange-
kommen. Außerdem: es ist ja noch lange 
nicht klar, was ankommen soll. Denn 
Form und Inhalte dieser Prüfungen lie-
gen im Dunkeln und sind längst nicht 
fertig entwickelt. 

Was ja auch kein Problem wäre, wenn 
nicht die SchülerInnen, die als erste in 
den Genuss der Zentralmatura kommen 
werden, schon in unseren Klassenzim-
mern sitzen würden. Die LehrerInnen 
dieser Klassen unterrichten auf ein Er-
gebnis hin, das sie noch nicht kennen.

 Dabei ist es hoch an der Zeit zu 
hinterfragen, welchen Vorteil zentral 

gestellte Aufgaben haben sollen. 
Die einzige Aussage, die sich danach 

treffen ließe ist, dass sich SchülerInnen 
der Schule A zum Zeitpunkt X mit der 
Aufgabenstellung Y leichter getan haben 
als SchülerInnen der Schule B. Aber ist 
das eine wesentliche Erkenntnis? Daraus 
lässt sich nicht ablesen, wie viel Schüle-
rInnen in anderen Bereichen können und 
wissen. Oder wie sie abgeschnitten hät-
ten, wenn die Aufgabe anders formuliert 
wäre. So werden LehrerInnen belohnt, 
die nach Schema F unterrichten und kei-
ne besonderen Eigeninteressen haben, 
sie werden die besten Ergebnisse lie-
fern können. Wenn ein Lehrer oder eine 
Lehrerin am neuesten Stand des Faches 
ist und dies auch weitergibt, werden die 
Ergebnisse der jeweiligen SchülerInnen 
darunter leiden, denn hier wird Zeit für 
etwas „verschwendet“, das sicher nicht 
zentral gefragt werden wird. 

Und dann die Kompetenzen. Selbstver-
ständlich ist es das Wichtigste am Unter-
richt, dass SchülerInnen das Gelernte 
anwenden können, dass sie damit kom-
petent umgehen. Nur besteht die Gefahr, 
dass nur die Frage anders formuliert 
wird. Statt „Wer waren die Herrscher in 
Österreich von 1780 bis 1818?“ wird es 
heißen „Ich kann die österreichischen 
Herrscher von 1780 bis 1918 wiederge-
ben.“ Augenauswischerei. Geschichte 
als mündliches Fach wird freilich nicht 
„zentralmaturiert.

Wer erstellt die zentralen Aufgaben 
der schriftlichen Matura? 

Womöglich einzelne Personen, die 
schon lange nicht mehr mit SchülerIn-
nen arbeiten, die dann Wissensinhalte 
als Grundkompetenzen beschließen, von 
denen sie ausgehen, dass alle sie wissen 
sollten. Ausgegangen wird dabei von der 
jeweils eigenen Bildungsgeschichte, was 
zur Folge hat, dass die Themen aus de-
ren eigener Schulzeit jetzt wieder massiv 
als „Basis“ verkauft werden. 

Die Informationen an die LehrerInnen 
in den Schulen darüber, was und wie 
später gefragt werden wird, gehen gegen 
Null und sind nicht gesichert. Wenn die-
se FragenstellerInnen selbst unterrich-
ten, was jedenfalls zu wünschen wäre, 
dann wieder stellt sich sehr die Frage, 
inwieweit die SchülerInnen dieser Leh-
rerInnen bevorzugt sind. Ich kann mir 
nur schwer vorstellen, dass es nicht eini-
ge geben wird, die genau auf diese Fra-
gen hin unterrichten werden. Die dann 
mit ihren Ergebnissen glänzen werden. 
Und die sich durch diese glänzenden Er-

gebnisse in ihrer Qualifikation als Fra-
genstellerInnen bestätigt sehen werden.

Wie werden wir LehrerInnen also auf 
die zentralen Aufgaben vorbereitet? Wen 
sehen wir, mit wem können wir diese und 
noch viele andere Probleme diskutieren? 
Nicht mit denjenigen, die sich das aus-
gedacht haben, sondern mit „Multiplika-
torInnen“ aus dem eigenen Lehrkörper, 
KollegInnen, die sich irgendwie dazu 
überreden haben lassen dafür zustän-
dig zu sein. Meistens sind das Personen, 
die sowieso viel an zusätzlicher Arbeit 
übernehmen, Personen, die gut im Lehr-
körper positioniert sind, und denen wir 
nur schwer unsere Bedenken entgegen 
schleudern können, weil wir genau wis-
sen, dass sie genauso wenig mitzureden 
hatten wie wir.

Für mich kann es aus dieser ganzen 
Lage heraus nur eine Konsequenz geben: 
die Notbremse zu ziehen und das ganze 
Unternehmen sofort zu stoppen. Dann in 
aller Ruhe alles wirklich zu Ende den-
ken. Dann alle LehrerInnen ausreichend 
zu informieren und entsprechend auszu-
bilden. Dabei wird die Notwendigkeit 
entstehen, einen weiteren Feinschliff an-
zubringen und dann kann das Ganze mit 
der darauffolgenden ersten Klasse neu 
gestartet werden.

Wir dürfen nicht immer wieder den 
Fehler machen zu denken, dass Vor-
schrift nun mal Vorschrift ist, und dass 
wir da nichts machen können. Jede Vor-
schrift wird von einzelnen Menschen ge-
macht, und wir können genauso Einfluss 
darauf nehmen wie diese. Ganz im Sin-
ne der Kompetenzenorientierung: „Ich 
kann diesen Prozess beeinflussen.“

Hauptsache zentral!
Segen oder Fluch der Zentralmatura? Nehmen wir darauf Einfluss!

Karlheinz Rohrer 
BAKiP Hartberg, BMHS-Landesleitung
rohrer@oeli-ug.at

Der BundeslehrerInnentag am 15.3.2011 
in Linz war ein voller Erfolg. Ausgezeich-
nete und kompetente Vortragende refe-
rierten über das Thema Schulsozialarbeit 

BundeslehrerInnentag - Schulsozialarbeit
in all seinen Facetten. 
Die Mitschrift zum Nachlesen ist unter
www.oeli-ug.at/BLT2011Mitschrift.pdf 
abrufbar.
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Bei der Großdemonstration für Frauen-
rechte (19. März 2011) am Wiener Ring  
wurde lautstark, kräftig und bunt über 
alle  kulturellen, konfessionellen und 
parteipolitischen Grenzen hinweg Frau-
ensolidarität gelebt. Auch die aktiven 
PflichtschullehrerInnen Wiens (apfl-ug) 
waren mit dabei und vertraten ihre For-
derungen.

Makhtesh Ramon, Foto: Ester Inbar, available from  
http://commons.wikimedia.org/wiki/User:ST

Streit zwischen Altertumswissen-
schaft, Judaistik, Altphilologie, abend-
ländischer Heilskunde und Vatikan-
Bibliothekaren um die Schriftrolle von 
Makhtesh Ramon beigelegt. Luther-
bibel (www.bibel-online.net/text/lu-
ther_1912/1_mose/2) weiterhin verbind-
lich. Handschrift Eckehard ist keine.

Als arabische Bauarbeiter in der Wüste 
Negev, auch Negeb, (hebräisch: בגנ „Sü-
den [Israels]“; arabischبقنلا‏‎ an-Naqb), 
bei Belagsarbeiten unweit des Makhtesh 
Ramon antike Schriftrollen aus der Zeit 
der Nabatäer entdeckten, die von einem 
wegen einer Reifenpanne anhaltenden 
Tiroler Gymnasiallehrer eingesehen und 
spontan übersetzt wurden, versetzte das 
die akademische Community in gehöri-
ge Aufregung. 

Die Österreichische Professorenunion 
und der Deutsche Philologenverband 
(DphV), in ihrem unerschütterlich diffe-
renziert-gegliederten Abwehrkampf von 
Gesamtschulbefürwortern fast schon in 
die Defensive gedrängt, konnten aufat-
men. Die dem Propheten Eckehard zuge-
schriebene Urfassung der Genesis sollte 
wenigstens in Österreich und Bayern die 

leidige Schulreformdebatte ein für alle-
mal beenden:  

„Am Anfang schuf Gott die Langform 
der AHS (Apostelgeschichte 2011, He-
bräer 47.11, Eckehard 1.1-1) denn die 
Erde war wüst und leer ohne sie, und es 
wurde Licht durch sie und er nannte das 
Licht Gymnasium. So ward aus Morgen 
und Abend der erste Tag.“ 

Es waren WissenschafterInnen der 
Universität Innsbruck und der PH Ce-
lovec/Klagenfurt, die auf Basis von 
Werkverträgen mit dem BIFIE (Bundes-
institut für Bildungsforschung, Innova-
tion und Entwicklung) und im Auftrag 
der österreichischen Bildungsministerin 
Schmied (SPÖ) auf Kosten der Steu-
erzahler die vermeintlich antike Papy-
rusrolle als ornamental beschriebenen 
Rest eines Hygieneartikels aus den 30er 
Jahren des vergangenen Jahrhunderts 
erkannten, den Vorfahren der arabischen 
Bauarbeiter bei Ausbesserungsarbeiten 
an der damaligen Schotterpiste verwen-
det und zurückgelassen haben. 
Rosa Baer

Am Anfang schuf Gott die Langform der AHS

apfl-ug - Forderungen:
1. Quotenregelung für die Besetzung 

von schulischen Führungspositionen
2. Berücksichtigung sämtlicher Kinder-

erziehungs- bzw. Pflegezeiten für die 
Pension

3. Bessere Karrierechancen (universitäre 
Aus- und Fortbildung)

4. Gemeinsame Schule 

UG bei Frauendemo 
Am 8. März jährte sich zum 100. Mal der Internationale Frauentag

Siehe auch unter: www.apflug.at bzw.   
zwanzigtausendfrauen.at/2011/02/apfl-ug/ u. www.
efeu.or.at/seiten/download/newsletter_april11.pdf
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Ein bezahltes unterrichtsfreies Master-Studienjahr
zwischen 2. und 5. Dienstjahr!

Sinnvolle Möglichkeiten des „berufsbegleitenden Master-Studiums“!

Versuch einer Antwort auf die Frage 
nach dem Wie des universitären Mas-
ter-Abschlusses für alle LehrerInnen 
und PädagogInnen.

1. Modell Berufsschul-/Fachpraxis-
LehrerInnenausbildung 

An BS und BMHS unterrichten Berufs-
praktikerInnen mit Meisterprüfung, Di-
plomingenieurInnen, „TechnikerInnen“, 
„KommerzialistInnen“ ohne WiPädstu-
dium, kurz: QuereinsteigerInnen, die 
eine mindestens Bachelor-wertige berufs-
bezogene Qualifikation haben (Meister-
prüfung und mehrjährige Berufspraxis 
werden vermutlich/hoffentlich NQR-mä-
ßig wie Bachelor Niveau VI bekommen).

Diese QuereinsteigerInnen müssen im 
ersten Dienstjahr nebenberuflich eine 
pädagogische Grundausbildung incl. 
Schulrecht an der PH absolvieren. Hier 
fordern übrigens die Unabhängigen 
GewerkschafterInnen die Möglichkeit 
einer halben Unterrichtsverpflichtung, 
weil das voll-nebenberufliche PH-Studi-
um vielfach überfordert und außerdem 
zulasten der Studien- wie der Unter-
richtsqualität geht. – Für  LehrerInnen-
ausbildung/Dienstrecht NEU ist das 
ein starkes Argument für das Recht der 
BerufseinsteigerInnen auf Induktions-/

Einführungsphase mit halber Unter-
richtsverpflichtung und vollem Gehalt  
(vgl. dazu auch Vorschläge von Härtel-
Kommission und Vorbereitungsgruppe).

Nach positivem Abschluss der Begleit-
studien im 1. Dienstjahr absolvieren die 
QuereinsteigerInnen ohne Uniabschluss 
derzeit in einem der Folgejahre ein PH-
Bachelor-Studienjahr mit vollem Be-
zug und ohne Unterrichtsverpflichtung, 
dann folgt die Dauer-Anstellung in l2a2. 
Im internationalen Vergleich müsste 
dieser Abschluss aber künftig master-
wertig sein (4 Semester Hochschul-/Uni-
Ausbildung nach dem Niveau VI ergibt 
Niveau VII = Master)

2. Modell bezahltes, unterrichts-
freies Master-Studienjahr im 2.-5. 
LehrerInnendienstjahr

Beim Übertragen des Berufsbildungs-
Modells auf eine universitäre Master-
LehrerInnenbildung NEU (und das 
Dienstrecht NEU) könnte das bedeuten:

• acht Semester universitäres Bachelor-
Studium (für LehrerInnen ALLER 
Schulstufen)

• Induktionsphase/Einführungsjahr mit 
halber Lehrverpflichtung und voller, 
einem Uni-Abschluss entsprechender 
Bezahlung (auf max. 5 Jahre befriste-
ter Vertrag), betreut von MentorIn und 
mit begleitenden Lehr-/Lernveranstal-
tungen inkl. Schulrecht, Dienstrecht, 
Personalvertretungsrecht und Super-
vision – das gilt auch für Querein-
steigerInnen in den berufsbildenden 
Schulbereich, aber auch für Absolven-
tInnen von Fachstudien, die ins Lehr-
amt wechseln wollen (es gibt gar nicht 
wenige, die seit je und auch derzeit 
diesen Weg ins Lehramt gehen).

• Master-Studienjahr ohne Unterrichts-
verpflichtung bei voller Bezahlung 
zwischen dem 2. und 5. Dienstjahr; 
mit dem Master-Abschluss wird der 
befristete Vertrag in ein unbefristetes 
öffentlich-rechtliches Bundes-Dienst-
verhältnis umgewandelt.

Die Entscheidung für den Zeitpunkt 
des Master-Studienjahres wird von den 
studierenden LehrerInnen getroffen. In 
begründeten Ausnahmefällen kann vor 
dem Masterabschluss ein zweiter 5-Jah-
resvertrag ausgestellt werden.

Mit dieser Lösung wäre eine sinnvol-

le Möglichkeit berufsbezogener For-
schungs-/Master-Arbeiten gegeben, die 
für die erst aufzubauenden bzw. auszu-
bauenden Lehrstühle und Institute für 
Elementarpädagogik, Grundschulpäda-
gogik. Sonderpädagogik, Sozialpädago-
gik, Fachdidaktik dringend notwendig 
sein werden.

Argumente für das Modell eines 
bezahlten Master-Studienjahrs für 
LehrerInnen

Die Diskussion um den Master als 
Berufsvoraussetzung oder als berufs-
begleitend zu absolvieren (da zeigen 
FH-Erfahrungen Überforderung) ist im 
Moment recht verfahren. Das Modell 
„bezahltes Master-Studienjahr“ berück-
sichtigt:

•  die berufspraktische Orientierung und 
die angestrebte Professionalisierung 
der nachrückenden Generationen von 
LehrerInnen und PädagogInnen

•  vermeidet die Überforderung eines 
berufsbegleitenden Studiums und er-
öffnet nach dem/den ersten Praxisjahr/
en Möglichkeiten für wissenschaftlich 
fundierte Reflexion

•  bestärkt (kreiert?) ein wissenschaftli-
ches, neugierig-forschendes Selbstver-
ständnis von PädagogInnen

•  trägt zur Verbesserung der Attrakti-
vität des Berufs der LehrerInnen und 
PädagogInnen bei (öffentliche Wert-
schätzung durch bezahltes Master-
Studienjahr)

•  unterstützt die Forschungs- und Ent-
wicklungsarbeit in von den Universi-
täten bisher vernachlässigten pädago-
gischen und didaktischen Feldern

•  erlaubt eine win-win-Situation für 
Studierende, Lehrende, ExpertInnen 
und ministerielle AuftraggeberInnen

Das Modell eines bezahlten Mas-
ter-Studienjahr für LehrerInnen  
kostet. Ein Konjunkturpaket Bildung 
ist für eine umfassende, demokrati-
sche, zukunftsorientierte Bildungsre-
form notwendig; LehrerInnenbildung 
NEU, Dienst- und Besoldungsrecht NEU 
sind Teil davon. Österreich ist eines der 
reichsten Länder der Welt. Offensive, 
nachhaltig wirksame Bildungsinvesti-
tionen sind notwendig. Aus volkswirt-
schaftlichen, sozialen und aus demokra-
tischen Gründen.

Reinhart Sellner und Gary Fuchsbauer
Unabhängige GewerkschafterInnen
in der ARGE LehrerInnen/GÖD, 11.4.2011


